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Anfrage zu Änderungen der Hauptsatzung
Auf dem Kreistag am 9.10.2017 hat die Fraktion DIE LINKE einen Antrag auf Änderung der Hauptsatzung gestellt. Seitens der Kreistagspräsidentin und vom Landrat auf ihre Nachfrage bestätigt, wurde bei Einbringung des Antrages darauf hingewiesen, dass solche Anträge nicht eine unmittelbare Änderung der jeweiligen Satzung zur Folge hätten, sondern vorerst die Verwaltung zu beauftragen wäre, eine entsprechende Änderungssatzung zu erstellen. Dies hinterließ bei vielen den Eindruck, dass diese Änderungssatzung noch einmal durch den Kreistag bestätigt werden muss.

Unsere derzeit gültige Hauptsatzung beinhaltet die „2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung, beschlossen durch den Kreistag am 30. Juni 2014, Beschluss-Nr. KT 016-01/2014“ der angeführte Beschluss ist aber die Zustimmung zu einem Antrag  auf Satzungsänderung der SPD Fraktion genau wie der Antrag  unserer Fraktion auf dem Kreistag vom 9.10.17. Es gab keinen Beschluss zu einer extra Änderungssatzung. 

Wie ist also in diesem Zusammenhang der Hinweis der Kreistagspräsidentin und des Landrates zu verstehen?

Sind Änderungssatzungen durch den Kreistag zwingend einzeln zu beschließen? Oder gelten Beschlüsse zu Anträgen auf Satzungsänderung von Fraktionen oder Kreistagsmitgliedern automatisch auch als Beschlüsse zu Änderungssatzungen?
Wie ist die formal juristisch korrekte Vorgehensweise bei Satzungsänderungen auf Grund von Anträgen von Fraktionen oder Kreistagsmitgliedern? 
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